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Amt der Burgenländischen Landesregierung 

Zahl: 2026-002.280-13/3 
OE: A1-HPM-RPR 

187. Öffentliche Ausschreibung „Labormitarbeiter*in Mikrobiologie“ 

Labormitarbeiter*in Mikrobiologie 

Illmitz - Vollzeit 

Seit über 70 Jahren führt die Biologische Station Neusiedler See in Illmitz Forschungsarbeiten sowie Dienst-

leistungen im Auftrag des Landes Burgenland durch. Die Landesuntersuchungsanstalt an der Biologischen  

Station ist als Prüf- und Inspektionsstelle für Trink- und Badewasser akkreditiert. Ein zentraler Schwerpunkt der 

Einrichtung liegt auch auf der Forschung und dem Transfer von Fachwissen zu umweltrelevanten Themen. 

Das Team der Biologischen Station Neusiedler See in Illmitz sucht eine engagierte Persönlichkeit als Labor-

mitarbeiter*in für den Fachbereich „Mikrobiologie und Hygiene“ mit einem Beschäftigungsausmaß von 40  

Wochenstunden. In diesem Rahmen werden Inspektions- und Prüftätigkeiten gemäß ISO 17020 und 17025 

sowie Probenahmen von Trink-, Bade- und Oberflächenwasser durchgeführt. 
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Ihre Aufgaben: Das erwartet Sie 

• In dieser Position führen Sie mikrobiologische Routineuntersuchungen entsprechend der Trinkwasser- 

sowie der Bäderhygieneverordnung durch. 

• Sie beherrschen alle in der Prüfstelle akkreditierte mikrobiologischen Verfahren: Membranfiltrations-

verfahren, Plattengussverfahren, MPN-Verfahren, miniaturisierte MPN-Verfahren, Ausplattieren,  

Verdünnungsausstriche, Keimidentifikation. 

• Des Weiteren sind Sie für die Durchführung qualitätssichernder Maßnahmen sowie interner und  

externer Qualitätskontrollen verantwortlich. Darüber hinaus gehören Methodenevaluierungen und 

Validierungen zu Ihrem Aufgabengebiet. 

• Sie führen Probenahmen (Trinkwasser, erwärmtes Trinkwasser, Hallen- und Freibäder, Oberflächen-

wasser) gemäß Trinkwasser- und Bäderhygieneverordnung sowie Sonderbeprobungen  

(wie Legionellen oder Umweltproben) durch. 

• Die Inspektion von Trinkwasser- und Badewasseraufbereitungsanlagen gehört ebenfalls zu Ihren  

Tätigkeiten sowie die Datenanalyse und Berichtslegung. 

• Sie leisten Ihren Beitrag für ein gelebtes Qualitätsmanagement im mikrobiologischen Labor und  

bringen sich durch ihre umfassenden IT-Kenntnisse in die Entwicklung der Automatisierung des Labors 

ein. 

• Zudem wirken Sie im Rahmen von Sonderveranstaltungen (Lange Nacht der Forschung, Tag der  

offenen Tür, Hausführungen, etc.) mit und übernehmen monatlich einen bis zwei Journaldienst(e) vor 

Ort im Mikrobiologielabor an Wochenenden bzw. Feiertagen. 

• Ein früher Dienstbeginn, lange Dienstreisen, Probenahmen in anspruchsvollem Gelände bei Wind und 

Wetter sowie ein später Dienstschluss stellen für Sie kein Problem dar. 

Ihre Kompetenzen: Das bringen Sie mit 

• Hintergrund: Sie verfügen über  

o eine abgeschlossene Reifeprüfung an einer mikrobiologisch ausgerichteten HTL oder an einer 

HTL für Lebensmittel- und Biotechnologie oder 

o eine fachlich einschlägige Lehrabschlussprüfung, einen fachlich einschlägigen Fachschulab-

schluss oder eine gleichwertige Ausbildung und eine mindestens sechsjährige fachlich ein-

schlägige Tätigkeit in der Modellfunktion Technische Sachbearbeitung Allgemein oder sechs 

gleichwertige fachlich einschlägige Berufserfahrungsjahre oder 

o eine Lehrabschlussprüfung oder einen Fachschulabschluss sowie eine mindestens sechs- 

jährige fachlich einschlägige Berufserfahrung und mindestens weitere sechs Jahre fachlich 

einschlägige Tätigkeit in der Modellfunktion Technische Sachbearbeitung Allgemein oder 

zwölf gleichwertige fachlich einschlägige Berufserfahrungsjahre. 

• Fachwissen: Sie bringen gute IT-, KI- und Programmierkenntnisse, die über die Office-Anwendungen 

hinausgehen, mit. 

• Berufserfahrung: Erste Berufserfahrung im Bereich Wasserprobenahme, Wasseranalytik und  

praktische Laborarbeit ist erforderlich. 

• Arbeitsweise und persönliche Eigenschaften: Durch Ihre ausgeprägte Organisationsfähigkeit  

arbeiten Sie selbstständig, strukturiert und lösungsorientiert. Mit Ihrer empathischen und hilfs- 

bereiten Art fördern Sie die Zusammenarbeit im Team und verfügen über ausgeprägte kommunikative  

Fähigkeiten. Komplexe Fragestellungen analysieren sie unter Nutzung fachlicher Kenntnisse. Dabei  

beachten Sie geltende Qualitätsstandards und überzeugen durch Ihre Verlässlichkeit, Ihr Verantwor-

tungsbewusstsein sowie Ihren Blick für das große Ganze. Ihre hohe Belastbarkeit, ausgeprägte  

Lern- und Entwicklungskompetenz sowie konsequente Leistungsorientierung ermöglichen Ihnen auch 

in anspruchsvollen Situationen hochkonzentriert zu arbeiten und optimale Ergebnisse zu erzielen. 

• Mobilität: Sie besitzen den Führerschein der Klasse B und bringen Reisebereitschaft mit. 
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Ihre Vorteile: Das bieten wir Ihnen 

• Work-Life-Balance: Wir unterstützen flexible Arbeitszeitmodelle, damit Sie berufliche und private 

Pläne gut vereinen können. 

• Gehalt & Urlaub: Mit unserem Gehaltssystem bieten wir eine transparente und verlässliche  

Bezahlung. Sie haben 25 Urlaubstage pro Jahr, die ab Ihrem 43. Geburtstag auf 30 Tage steigen (Bgld. 

LBedG 2020). 

• Parkplätze: An der Biologischen Station Neusiedler See stehen ausreichend Parkplätze zur Verfügung, 

alle nach dem Prinzip „First come, first serve“. 

• Aus- & Weiterbildung: Durch unsere vielfältigen Weiterbildungsangebote können Sie sich beruflich 

und persönlich weiterentwickeln. Wir schauen auf Ihre Lernkurve, ganz nach persönlichen Karriere-

zielen. 

• Gesundheitsmanagement: Sie profitieren von unserem umfassenden betrieblichen Gesundheits- 

management.  

Gehalt 

Bei dieser Stelle verdienen Sie monatlich zwischen EUR 3.832,40 und EUR 4.291,10 brutto bei Vollbe- 

schäftigung (40 Wochenstunden). Das entspricht dem Gehaltsband B1/9 in der Modellfunktion Technische 

Sachbearbeitung des Burgenländischen Landesbedienstetengesetz 2020. Ihr tatsächliches Gehalt hängt von 

anrechenbaren Vordienstzeiten ab. 

Ihre Bewerbung 

Bitte bewerben Sie sich bis spätestens 17. August 2026 unter Beilage eines aktuellen Lebenslaufes sowie 

Ihres Abschlusszeugnisses und des Staatsbürgerschaftsnachweises online. Nach Ende der Bewerbungsfrist  

prüfen wir alle Unterlagen und melden uns so rasch wie möglich. Unvollständige bzw. verspätet eingelangte 

Bewerbungen können leider nicht berücksichtigt werden. 

Weitere Informationen 

Als Bewerber*in müssen Sie die Voraussetzungen gem. § 4 Bgld. Landesbedienstetengesetz 2020 erfüllen. 

Diese Planstelle wird im Sinne der §§ 1 und 2 des Objektivierungsgesetzes, LGBl. Nr. 56/1988, in der geltenden 

Fassung, ausgeschrieben. Aufnahmen in den Burgenländischen Landesdienst erfolgen in ein Bediensteten- 

verhältnis. 

Ihre Ansprechperson 

Jasmin Péterfi 

Abteilung 1 - Personal 

Telefon: 057-600 2324 

Die Burgenländische Landesverwaltung: kompetent, effizient, bürgernah 

Gemeinsam mit unseren rund 2.700 Mitarbeiter*innen an ca. 60 Standorten im Burgenland gestalten wir 

täglich die Zukunft des Burgenlandes als sicheren Wirtschaftsstandort mit höchster Lebensqualität. Für unsere 

moderne Landesverwaltung suchen wir engagierte Menschen, die offen für Digitalisierung, E-Government und 

KI sind und mit ihren Ideen aktiv zur digitalen Transformation beitragen wollen. Werden Sie Teil unseres Teams 

und helfen Sie uns, das Burgenland weiterhin erfolgreich und lebenswert zu gestalten. 

Für die Landesregierung: 
Mag.a Kögl, BA LL.M. MA 
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Zahl: 2026-013.333-2/2 
OE: A1-HPD-RPS 

188. Ungültigerklärung des Dienstausweises von Herrn Adolf Karlovatz,  
Fachoberinspektor im Ruhestand 

Der vom Amt der Burgenländischen Landesregierung am 11. Juli 1980 für Herrn Adolf Karlovatz, Fachoberin-

spektor im Ruhestand, ausgestellte Dienstausweis Nr. 49/68 wird hiermit für ungültig erklärt. 

Für die Landesregierung: 
Mag.a Kögl, BA LL.M. MA 

Zahl: 2023-020.996-2/2 
OE: A1 

189. Ungültigerklärung des Dienstausweises von Frau Anna Pinter 

Der vom Amt der Burgenländischen Landesregierung am 8. Jänner 1993 für Frau Anna Pinter ausgestellte 

Dienstausweis Nr. 57797/1 wird hiermit für ungültig erklärt. 

Für die Landesregierung: 
Mag.a Kögl, BA LL.M. MA 

Zahl: 2023-023.118-3/1 
OE: A1 

190. Ungültigerklärung des Dienstausweises von Herrn Martin Hoppel 

Der vom Amt der Burgenländischen Landesregierung am 13. September 2011 für Herrn Martin Hoppel aus-

gestellte Dienstausweis Nr. 125792/1 wird hiermit für ungültig erklärt. 

Für die Landesregierung: 
Mag.a Kögl, BA LL.M. MA 

Zahl: 2023-023.350-2/2 
OE: A1 

191. Ungültigerklärung des Dienstausweises von Herrn Martin Gregortis 

Der vom Amt der Burgenländischen Landesregierung am 8. Juli 2015 für Herrn Martin Gregorits ausgestellte 

Dienstausweis Nr. 126454/1 wird hiermit für ungültig erklärt. 

Für die Landesregierung: 
Mag.a Kögl, BA LL.M. MA 
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Zahl: 2023-022.951-5/2 
OE: A1 

192. Ungültigerklärung des Dienstausweises von Herrn Christian Taschner 

Der vom Amt der Burgenländischen Landesregierung am 10. September 2003 für Herrn Christian Taschner 

ausgestellte Dienstausweis Nr. 120200/1 wird hiermit für ungültig erklärt. 

Für die Landesregierung: 
Mag.a Kögl, BA LL.M. MA 

Zahl: 2025-001.659-3/33 
OE: A2-HLP-ROR 

193. Genehmigung der 11. Änderung des Digitalen Flächenwidmungsplanes  
der Gemeinde Badersdorf 

Die Genehmigung der Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Badersdorf vom 19. März 2026, mit 

der der Digitale Flächenwidmungsplan geändert wird (11. Änderung), gilt mit 8. Juli 2026 gemäß § 43 Abs. 4 in 

Verbindung mit § 42a Abs. 2 Burgenländisches Raumplanungsgesetz 2019, LGBl. Nr. 49/2019, in der geltenden 

Fassung, von der Burgenländischen Landesregierung als erteilt. 

Im Rahmen der 11. Änderung des Digitalen Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Badersdorf werden Um-

widmungen in „gesondert zu kennzeichnendes Aufschließungsgebiet für Grünland - Grünfläche - Landwirt-

schaftliche Gebäude und Bauwerke mit Überdachung ohne Tierhaltung“, „Grünfläche - Bauhof“, „Grünfläche - 

Alt- und Problemstoffsammelstelle und/oder Zwischenlagerung“,  „Verkehrsfläche der Gemeinde, Güterwege, 

Interessentenwege“, „Grünfläche - Grüngürtel“, „Bauland - Wohngebiet“, „Grünfläche - Bioabfallsammelstelle, 

-zwischenlagerung und Kompostierung“, „Landwirtschaftlich genutzte Grünfläche“, „Bauland - Dorfgebiet“ und 

„Grünfläche - Wasserwirtschaftliche Vorrangfläche zur Sicherung und Freihaltung von Überflutungs- und  

Retentionsflächen“. 

Weiters erfolgen Kenntlichmachungen von „Wald (Grünland - forstwirtschaftlich genutzte Fläche)“, „Gewäs-

ser (oberirdisch)“ und „Wald - Potentialfläche für die Verwendung zu waldfremden Zwecken“. 

Für die Landesregierung: 
Mag. Zinggl, LL.M. 

Zahl: 2025-001.349-2/33 
OE: A2-HLP-ROR 

194. Genehmigung der 14. Änderung des Digitalen Flächenwidmungsplanes  
der Marktgemeinde Gols 

Die Genehmigung der Verordnung des Gemeinderates der Marktgemeinde Gols vom 25. März 2026, mit der 

der Digitale Flächenwidmungsplan geändert wird (14. Änderung), gilt mit 9. Juli 2026 gemäß § 43 Abs. 4 in 

Verbindung mit § 42a Abs. 2 Burgenländisches Raumplanungsgesetz 2019, LGBl. Nr. 49/2019, in der geltenden 

Fassung, von der Burgenländischen Landesregierung als erteilt. 
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Im Rahmen der 14. Änderung des Digitalen Flächenwidmungsplanes der Marktgemeinde Gols erfolgen Um-

widmungen in „Bauland - Gemischtes Baugebiet“, „Verkehrsfläche der Gemeinde, Güterwege, Interessenten-

wege“, „gesondert zu kennzeichnendes Aufschließungsgebiet - Gemischtes Baugebiet“, „Bauland - Dorfge-

biet“, „Grünfläche-Sport - Reitplatz, Reitanlage“ und „Grünfläche - Landwirtschaftlich genutzte Grünfläche“. 

Für die Landesregierung: 
Mag. Zinggl, LL.M. 

Zahl: 2024-004.565-1/53 
OE: A2-HLP-ROR 

195. Genehmigung der 11. Änderung des Digitalen Flächenwidmungsplanes  
der Gemeinde Heiligenbrunn 

Die Genehmigung der Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Heiligenbrunn vom 29. August 2025, 

in der geltenden Fassung, vom 27. März 2026, mit der der Digitale Flächenwidmungsplan geändert wird  

(11. Änderung), gilt mit 7. Juli 2026 gemäß § 43 Abs. 4 in Verbindung mit § 42a Abs. 2 Burgenländisches Raum-

planungsgesetz 2019, LGBl. Nr. 49/2019, in der geltenden Fassung, von der Burgenländischen Landesregierung 

als erteilt. 

Im Rahmen der 11. Änderung des Digitalen Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Heiligenbrunn werden in 

der KG Heiligenbrunn Umwidmungen in „Grünfläche - Hausgärten“, „gesondert zu kennzeichnendes Aufschlie-

ßungsgebiet - Dorfgebiet“, „Grünfläche - Kellerzone“, „Bauland - Baugebiete für Erholungs- oder Tourismus-

einrichtungen“, „Grünfläche-Sport - Sportanlage“, „Bauland - Gemischtes Baugebiet“ und „Bauland - Wohnge-

biet“ durchgeführt. 

In der KG Reinersdorf erfolgen Umwidmungen in „Landwirtschaftlich genutzte Grünfläche“, „Grünfläche-

Sport - Reitplatz, Reitanlage“ und „Bauland - Dorfgebiet“. 

In der KG Deutsch Bieling wird eine Umwidmung in „Grünfläche - Kellerzone“ und eine Kenntlichmachung 

von „Wald - Potentialfläche für die Verwendung zu waldfremden Zwecken“ vorgenommen. 

In der KG Hagensdorf erfolgen Umwidmungen in „Bauland - Baugebiete für Erholungs- oder Tourismusein-

richtungen“. 

Für die Landesregierung: 
Mag. Zinggl, LL.M. 

Zahl: 2025-001.461-4/10 
OE: A2-HLP-ROR 

196. Genehmigung der Bebauungsrichtlinien für eine Teilfläche des Grundstückes Nr. 4686 
der Gemeinde Marz 

Die Genehmigung der Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Marz vom 26. März 2026, mit der die 

Bebauungsrichtlinien für eine Teilfläche des Grundstückes Nr. 4686 erlassen werden, gilt mit 8. Juli 2026 gemäß 
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§ 50 Abs. 4 in Verbindung mit § 48a Abs. 2 Burgenländisches Raumplanungsgesetz 2019, LGBl. Nr. 49/2019, in 

der geltenden Fassung, von der Burgenländischen Landesregierung als erteilt. 

Für die Landesregierung: 
Mag. Zinggl, LL.M. 

Zahl: 2025-002.482-1/36 
OE: A2-HLP-ROR 

197. Genehmigung der 16. Änderung des Digitalen Flächenwidmungsplanes  
der Marktgemeinde Riedlingsdorf 

Die Genehmigung der Verordnung des Gemeinderates der Marktgemeinde Riedlingsdorf vom 20. März 2026, 

mit der der Digitale Flächenwidmungsplan geändert wird (16. Änderung), gilt mit 7. Juli 2026 gemäß § 43 Abs. 

4 in Verbindung mit § 42a Abs. 2 Burgenländisches Raumplanungsgesetz 2019, LGBl. Nr. 49/2019, in der  

geltenden Fassung, von der Burgenländischen Landesregierung als erteilt. 

Im Rahmen der 16. Änderung des Digitalen Flächenwidmungsplanes der Marktgemeinde Riedlingsdorf  

erfolgen Umwidmungen in „Grünfläche - Nicht-landwirtschaftliche Bauten zur Grünlandnutzung“, „Bauland - 

Gemischtes Baugebiet“ und „Grünfläche - Photovoltaik“. 

Für die Landesregierung: 
Mag. Zinggl, LL.M. 

Zahl: 2025-001.469-2/13 
OE: A2-HLP-ROR 

198. Genehmigung des Teilbebauungsplanes „Arbeitergasse GNR 3445/99“  
der Marktgemeinde Rohrbach bei Mattersburg 

Die Genehmigung der Verordnung des Gemeinderates der Marktgemeinde Rohrbach bei Mattersburg vom 

25. März 2026, mit der der Teilbebauungsplan „Arbeitergasse GNR 3445/99“ erlassen wird, gilt mit 11. Juli 

2026 gemäß § 48a Abs. 2 Burgenländisches Raumplanungsgesetz 2019, LGBl. Nr. 49/2019, in der geltenden 

Fassung, von der Burgenländischen Landesregierung als erteilt. 

Für die Landesregierung: 
Mag. Zinggl, LL.M. 
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Zahl: 2025-001.469-1/13 
OE: A2-HLP-ROR 

199. Genehmigung des Teilbebauungsplanes „Neuaufschlieẞung Kreuzgasse-Markusgasse“ 
der Marktgemeinde Rohrbach bei Mattersburg 

Die Genehmigung der Verordnung des Gemeinderates der Marktgemeinde Rohrbach bei Mattersburg vom 

25. März 2026 mit der der Teilbebauungsplan „Neuaufschließung Kreuzgasse-Markusgasse“ erlassen wird, gilt 

mit 11. Juli 2026 gemäß § 48a Abs. 2 Burgenländisches Raumplanungsgesetz 2019, LGBl. Nr. 49/2019, in der 

geltenden Fassung, von der Burgenländischen Landesregierung als erteilt. 

Für die Landesregierung: 
Mag. Zinggl, LL.M. 

Zahl: 2025-001.474-3/35 
OE: A2-HLP-ROR 

200. Genehmigung der 13. Änderung des Digitalen Flächenwidmungsplanes  
der Gemeinde Zemendorf-Stöttera 

Die Genehmigung der Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Zemendorf-Stöttera vom 26. März 

2026, mit der der Digitale Flächenwidmungsplan geändert wird (13. Änderung), gilt mit 8. Juli 2026 gemäß  

§ 43 Abs. 4 in Verbindung mit § 42a Abs. 2 Burgenländisches Raumplanungsgesetz 2019, LGBl. Nr. 49/2019, in 

der geltenden Fassung, von der Burgenländischen Landesregierung als erteilt. 

Im Rahmen der 13. Änderung des Digitalen Flächenwidmungsplanes der werden in der KG Stöttera Um- 

widmungen in „Grünfläche-Sportanlagen - Sportanlage“, „Verkehrsfläche der Gemeinde, Güterwege, Interes-

sentenwege“, „gesondert zu kennzeichnendes Aufschließungsgebiet - Wohngebiet“ und „gesondert zu kenn-

zeichnendes Aufschließungsgebiet für Grünland - Hausgärten“ vorgenommen. In der KG Zemendorf werden 

Umwidmungen in „Landwirtschaftlich genutzte Grünfläche“, „Grünfläche - Erholungsgebiet“, „Bauland - Dorf-

gebiet“ und „Verkehrsfläche der Gemeinde, Güterwege, Interessentenwege“ durchgeführt. Außerdem erfolgt 

die Kenntlichmachung von „Gewässer (oberirdisch)“. 

Für die Landesregierung: 
Mag. Zinggl, LL.M. 

Zahl: 2026-005.260-2/6 
OE: A6-HPS-RRB 

201. Richtlinien für die Förderung des „Betreuten Wohnen Plus“ durch das Land Burgenland 

Präambel 

Im Sinne des § 14 sowie des § 18 Abs. 3 Burgenländisches Sozialhilfegesetz 2024 - Bgld. SHG 2024,  

LGBl. Nr. 30/2024, in der geltenden Fassung, kann das Land Burgenland als Träger von Privatrechten eine  

Förderung für die Inanspruchnahme von Leistungen im Rahmen des „Betreuten Wohnen Plus“ gewähren. 
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Dadurch soll dem Wunsch vieler älterer Menschen nach einer angenehmen, familiären Umgebung mit  

genügend Privatsphäre entsprochen werden, um ein selbstbestimmtes Leben führen zu können und gleich-

zeitig die Sicherheit zu haben, dass jemand zur Unterstützung und Betreuung da ist. 

Für die nähere Ausgestaltung der Förderleistung, insbesondere zur Bestimmung der Fördervoraussetzungen 

und zur Festlegung der Förderhöhe, wurden die nachstehenden Richtlinien erlassen. 

Sprachliche Gleichbehandlung 

Soweit im Folgenden personenbezogene Bezeichnungen nur in männlicher Form angeführt sind, beziehen 

sie sich auf alle Geschlechter in gleicher Weise. 

§ 1 
Ziele 

(1) „Betreutes Wohnen Plus“ ist ein Leistungsprofil für Förderwerber gemäß § 4 Abs. 2, die in einer barriere-

freien Wohnung und Wohnanlage leben, das sowohl obligatorische Grundleistungen als auch gegebenenfalls 

fakultative Wahlleistungen gemäß § 6 Abs. 3 umfasst. 

(2) Der Fokus von „Betreutem Wohnen Plus“ liegt auf der Absicherung für Not- und Bedarfsfälle durch  

qualifiziertes Personal. Kontakte zu anderen Personen sollen gefördert, die soziale Isolation bekämpft und 

dadurch ein ausgewogenes Verhältnis zwischen Unterstützung und Eigenständigkeit in den Vordergrund  

gerückt werden. 

§ 2 
Geltungsbereich 

Diese Richtlinien regeln die Förderung von Leistungen im Rahmen des „Betreuten Wohnen Plus“ im Burgen-

land. Förderungen für Leistungen des „Wohnen im Alter“, die an einem regionalen Pflege- und Betreuungs-

stützpunkt gemäß § 3 Z 13 Burgenländisches Sozialeinrichtungsgesetz 2023 - Bgld. SEG 2023, LGBl. Nr. 26/2023, 

in der geltenden Fassung, im Burgenland in Anspruch genommen werden, sind von diesen Richtlinien  

ausgenommen. 

§ 3 
Grundsätze 

(1) Eine Förderung nach diesen Richtlinien kann nur nach Maßgabe der für diesen Zweck zur Verfügung  

stehenden Mittel bis zu einem im jeweiligen Landesvoranschlag festgesetzten Ausmaß gewährt werden. 

(2) Auf die Gewährung einer Förderung nach diesen Richtlinien besteht kein Rechtsanspruch.  

(3) Leistungen des „Betreuten Wohnen Plus“ dürfen nur in Einrichtungen angeboten und in Anspruch  

genommen werden, die über eine landesgesetzliche Bewilligung oder eine einschlägige Genehmigung der  

Burgenländischen Landesregierung verfügen. 

§ 4 
Fördergeber und Förderwerber 

(1) Fördergeber ist das Land Burgenland. 

(2) Förderwerber im Rahmen des „Betreuten Wohnen Plus“ sind Personen ab dem vollendeten 60. Lebens-

jahr mit Pflegegeldstufe 1 bis 3, die bereits Unterstützung und Betreuung benötigen, für die aber noch keine 

stationäre Unterbringung in einem Altenwohn- und Pflegeheim erfolgt ist.  
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(3) In begründeten Einzelfällen kann die Leistungserbringerin oder der Leistungserbringer im Einvernehmen 

mit der zuständigen Abteilung der Burgenländischen Landesregierung auch Personen mit der Pflegegeldstufe 

4 im Rahmen des „Betreuten Wohnen Plus“ unterstützen und betreuen. 

§ 5 
Qualitätsanforderungen 

(1) Für das „Betreute Wohnen Plus“ gilt die Önorm CEN/TS 16118 - Anforderungen an Dienstleistungen für 

ältere Menschen im Rahmen der Wohnform Betreutes Wohnen, welche insbesondere folgende Mindest- 

standards definiert: 

1. Transparenz des Angebotes, klare Leistungsbeschreibung und Information vor Vertragsabschluss; 
2. Dienstleistungskonzept für das Grund- und Wahlservice; 
3. Vertragsgestaltung - Mietvertrag gekoppelt mit Betreuungsvertrag für Grundservice; 
4. Qualitätssicherung - Beschwerdemanagement, Förderwerberbefragung. 

(2) Die Leistungserbringerin oder der Leistungserbringer des „Betreuten Wohnen Plus“ hat vor Vertragsab-

schluss umfangreiche Informationspflichten sowohl in schriftlicher wie auch in mündlicher Form zu erfüllen. 

Das Transparenzgebot beinhaltet eine komplette Leistungsübersicht in den Bereichen Wohnung, Grundservice 

und Wahlleistungen.  

Der Leistungsumfang muss detailliert beschrieben sein und es muss ein vollständiges Verzeichnis aller Preise 

vorliegen. Vor allem sind den Wohnungswerberinnen und Wohnungswerbern auch die Grenzen des Leistungs-

angebotes klar aufzuzeigen (zB bei zu hohem Pflegebedarf, akute Suchtthematik, psychiatrische Erkrankungen 

mit Auswirkung auf die Integration in einen Regeltagesbetrieb). 

(3) Rückmeldungen von Förderwerbern müssen durch ein Beschwerdemanagement aufgenommen werden. 

Die daraus eingeleiteten Maßnahmen sind von der Leistungserbringerin oder dem Leistungserbringer zu  

dokumentieren und innerhalb von vier Wochen ist eine mündliche oder schriftliche Stellungnahme mit  

Lösungsvorschlägen den Förderwerbern zu übermitteln. 

§ 6 
Grundservice und Wahlleistungen 

(1) Personen, die „Betreutes Wohnen Plus“ in Anspruch nehmen, haben neben der Miete und den Betriebs-

kosten auch ein bestimmtes Grundleistungspaket zu tragen. 

(2) Das Grundleistungspaket umfasst: 

1. Pflege- und Sozialberatung als Ansprechperson für organisatorische und pflegerische Belange; 
2. 24 Stunden Notrufdienst (Montag bis Sonntag); 
3. die Bereitstellung eines Gemeinschaftsraumes und die Organisation von Veranstaltungen sowie von 

Angeboten zur körperlichen und geistigen Aktivierung; 
4. einen Hausmeisterservice, sofern nicht bereits in den Betriebskosten enthalten. 

(3) Wahlleistungen sind alle über die in Abs. 2 hinausgehenden Grundleistungen, die auf freiwilliger und in-

dividueller Basis genutzt werden können. Wahlleistungen sind von einer Förderung nach diesen Richtlinien 

nicht umfasst und direkt an die Leistungserbringerin oder den Leistungserbringer zu bezahlen. 

§ 7 
Förderhöhe 

(1) Die Förderung für das Grundservicepaket beträgt bis zu 100 %, das sind 145 Euro pro Monat (inkl. USt.). 

Sie ist abgestuft nach der Höhe der Bemessungsgrundlage, die sich aus dem gesamten Netto-Einkommen und 

dem Pflegegeld zusammensetzt.  
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(2) Für die Bemessungsgrundlage gilt die Tabelle 1 im Anhang. 

(3) Die in der Tabelle 1 im Anhang angeführten Höchstsätze bestimmen sich nach der Burgenländischen 

Höchstsatzverordnung, LGBl. I Nr. 35/2024, in der geltenden Fassung, des jeweiligen Jahres. 

§ 8 
Abwicklung und Vertragsbestimmungen 

(1) Die Leistungserbringer stellen für die Administration und Abrechnung der Landesförderung die Pflege-

geldstufe und die Förderhöhe der Förderwerber fest, belegen dies mit entsprechenden Unterlagen (Kontoaus-

zügen, ev. Pflegegeld-Bescheid) und rechnen unter Auflistung der geförderten Personen und der jeweiligen 

Förderhöhe vierteljährlich, sohin zum Ende eines jeden Quartals, ab. Die Abrechnung sowie die für die Förder-

höhe maßgeblichen Unterlagen sind dem Amt der Burgenländischen Landesregierung, Abteilung 6 - Soziales 

und Pflege, fristgerecht vorzulegen. 

(2) Weitere Pflege- und Betreuungsleistungen (Wahlservice) sind von anerkannten mobilen Diensten zu den 

in den einschlägigen Richtlinien geregelten und vom Land geförderten Tarifen zuzukaufen. Werden diese Wahl-

leistungen durch Personal der angegliederten Pflegeheime angeboten, ist allerdings dafür vorzusorgen, dass 

die für die Erbringung der Pflege und Betreuung erforderliche Personalkapazität zusätzlich zum Heimbetrieb 

jedenfalls vorhanden ist. 

(3) Die Förderwerber erhalten eine monatliche Rechnung über die Grund- und Wahlleistungen, aus der die 

Teil- und Gesamtkosten sowie die Höhe der gewährten Landesförderung deutlich ersichtlich sein müssen. 

(4) Erst die Verbindung von Wohnen und Dienstleistungen stellt „Betreutes Wohnen Plus“ dar. Das bedeutet, 

dass im Verhältnis zur Förderwerberin oder zum Förderwerber zwei Vertragstypen relevant sind: 

1. der Wohnraumnutzungsvertrag als Mietvertrag und 
2. der Dienstleistungsvertrag über die Betreuungsleistungen.  

Sind der Anbieter des Wohnraumes und der Betreuungsträger nicht personenidentisch, so bedarf es der  

Verbindung zwischen beiden Leistungsbildern durch einen Kooperationsvertrag. 

(5) Der Mietvertrag muss den geltenden gesetzlichen Bestimmungen entsprechen. Besonders bezüglich der 

Frage der Wohnungskündigung müssen eindeutige Regelungen enthalten sein (zB für den Fall, dass eine  

Unterbringung im Pflegeheim erforderlich ist). 

(6) Aus dem Vertragswerk muss auch eindeutig hervorgehen, dass sich das Gesamtkonzept des „Betreuten 

Wohnen Plus“ materiell von der Heimunterbringung abgrenzt. Das Leistungsangebot umfasst nur die Kompo-

nenten Wohnen und Grundleistungen und die Förderwerber haben die absolute Wahlfreiheit bezüglich der 

Wahlleistungen. 

(7) Der Betreuungsvertrag hat sehr genau die Bestandteile und Kosten des Grundservices zu beschreiben und 

auch auf die Angebote und Kosten des Wahlservices hinzuweisen. 

Die angegebenen Kosten für das Grundservice werden als monatliche Pauschale erhoben, müssen aber ein-

deutig den einzelnen Bereichen (wie Hausmeister, Notruf, Betreuungskraft) zugeordnet werden können - die 

Kosten des Hausmeisterservices können auch als Betriebskosten im Mietvertrag enthalten sein. 

§ 9 
Kontrolle und Sanktionen 

(1) Das Land Burgenland als Fördergeber ist berechtigt, unangekündigte Kontrollen bei der Leistungser- 

bringerin oder dem Leistungserbringer durchzuführen, die oder der „Betreutes Wohnen Plus“ nach diesen  

Förderrichtlinien anbietet. Bei den Kontrollen ist Einsicht in alle förderungsrelevanten Unterlagen zu gewähren. 
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(2) Die Förderung kann eingestellt, rückgefordert oder zurückbehalten werden, wenn die Förderwerberin 

oder der Förderwerber 

1. eine Förderung unrechtmäßig erhalten hat;  
2. wesentliche Umstände über die Antragsberechtigung oder Fördervoraussetzungen verschwiegen hat; 
3. unwahre Angaben gemacht hat; 
4. die Fördervoraussetzungen schuldhaft nicht eingehalten hat; 
5. die Förderung widmungswidrig verwendet hat. 

§ 10 
Datenschutz 

(1) Der Zweck der Verarbeitung personenbezogener Daten ist die Bearbeitung und Abwicklung des Antrages 

aufgrund der gegenständlichen Richtlinien des Landes Burgenland.  

(2) Eine Weitergabe an Dritte (insbesondere Unternehmen, die Daten zu kommerziellen Zwecken verarbei-

ten) findet nicht statt. Personenbezogene Daten werden nur so lange aufbewahrt, wie dies durch gesetzliche 

Pflichten nötig ist. Daten werden nur solange gespeichert, solange gesetzliche Aufbewahrungspflichten  

bestehen oder allfällige Rechtsansprüche noch nicht verjährt sind. 

(3) Unter den Voraussetzungen des anwendbaren geltenden Rechts hat die Förderwerberin oder der  

Förderwerber das Recht auf Auskunft über die erhobenen Daten, Berichtigung, Löschung und Einschränkung 

der Verarbeitung der Daten, ein Widerspruchsrecht gegen die Verarbeitung der Daten sowie das Recht auf 

Datenübertragbarkeit. Weiters besteht das Recht auf Beschwerde bei der Datenschutzbehörde. 

Datenschutzrechtlicher Verantwortlicher im Sinne der Datenschutz-Grundverordnung der Europäischen 

Union, Verordnung (EU) Nr. 2016/679, ist das Amt der Burgenländischen Landesregierung, Europaplatz 1,  

7000 Eisenstadt, Telefon: 057-600, E-Mail: post.datenschutz@bgld.gv.at. Alternativ können Sie sich an den  

Datenschutzbeauftragten des Amtes der Burgenländischen Landesregierung, die KPMG Security Services 

GmbH, Porzellangasse 51, 1090 Wien, E-Mail: post.datenschutzbeauftragter@bgld.gv.at, wenden. 

§ 11 
Inkrafttreten und Außerkrafttreten 

(1) Diese Richtlinien treten durch Beschluss der Burgenländischen Landesregierung mit 1. August 2026 in 

Kraft. 

(2) Mit Inkrafttreten dieser Richtlinien treten die am 22. Feber 2023 beschlossenen „Richtlinien für die  

Förderung des „Betreuten Wohnen Plus“ durch das Land Burgenland“ außer Kraft. 

(3) Diese Richtlinien sind im Landesamtsblatt kundgemacht und auf der Homepage des Landes Burgenland 

unter http://www.burgenland.at/ veröffentlicht. 
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Tabelle 1 - „Betreutes Wohnen Plus“ - Landesförderung 2026 

Grundservice pro Monat: € 145 inkl. MWSt.    

   Bgld. Höchstsatz I Bgld. Höchstsatz II   
 

  2026: Netto 1.229,89 1.721,85   

 

 

    Alleinstehend   Paar   
Fördersatz 
des Landes 

Landesförderung (gerun-
det) 

 200 % bis € 2.459,78 € 3.443,70 100 % € 145 

   von € 2.459,79 € 3.443,71     

 225 % bis € 2.767,25 € 3.874,16 80 % € 110 

   von € 2.767,26 € 3.874,17     

 250 % bis € 3.074,73 € 4.304,63 60 % € 80 

   von € 3.074,74 € 4.304,64     

 275 % bis € 3.382,20 € 4.735,09 40 % € 55 

   von € 3.382,21 € 4.735,10     

 300 % bis € 3.689,67 € 5.165,55 20 % € 25 

   ab € 3.689,68 € 5.165,56 0 % € 0 

Für die Landesregierung: 
Der Landesrat: 

Dr. Schneemann 

 

Stufenbeträge vom Einkommen + 100 % des PG 
als Prozentsätze des Bgld Höchstssatzes 

Pflegegeld-Betrag 

Stufe 1 = € 206,20  
Stufe 2 = € 380,30 
Stufe 3 = € 592,60 
Stufe 4 = € 888,50 
Stufe 5 = € 1.206,90 
Stufe 6 = € 1.685,40 
Stufe 7 = € 2.214,80 
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